
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Erwerbsersatzordnung (EO), Ergänzungsleistungen (EL)
Akteure Hösli, Werner (svp/udc, GL) SR/CE
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1990 - 01.01.2020

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Heidelberger, Anja

Bevorzugte Zitierweise

Heidelberger, Anja 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik:
Erwerbsersatzordnung (EO), Ergänzungsleistungen (EL), 2019. Bern: Année Politique
Suisse, Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss,
abgerufen am 23.04.2024.

01.01.90 - 01.01.20ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Sozialpolitik
1Sozialversicherungen

1Ergänzungsleistungen (EL)

01.01.90 - 01.01.20 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

EL Ergänzungsleistungen

PC Prestations complémentaires

01.01.90 - 01.01.20 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Ergänzungsleistungen (EL)

Auch in der letzten Runde des Differenzbereinigungsverfahrens zur Revision der
Ergänzungsleistungen, die in der Frühjahrssession 2019 stattfand, konnte der
Nationalrat nicht alle verbliebenen Differenzen bereinigen. Zwar strich er mit einer
knappen Mehrheit von 94 zu 91 Stimmen gegen den Willen der Mehrheiten der SVP- und
der FDP-Fraktion sowie von Minderheiten der CVP/EVP- und der BDP-Fraktion die
Kürzung der Ergänzungsleistungen im Falle, dass die ausbezahlten
Pensionskassengelder zuvor aufgebraucht worden sind, und folgte damit dem
Ständerat. Stillschweigend lenkte er auf Antrag der Kommission auch bezüglich der
anerkannten Abzüge bei Waisen oder Kindern mit Anspruch auf Kinderrenten ein: Hier
werden die Abzüge zukünftig zwischen Kindern unter und ab 11 Jahren unterschieden.
Nicht umstimmen liess sich die grosse Kammer jedoch bezüglich der Einführung einer
Vermögensschwelle und gesicherter Darlehen für die die Vermögensschwelle
übersteigenden Liegenschaften sowie bezüglich der Kürzung der Freibeträge auf dem
Gesamtvermögen. Mit jeweils 128 zu 55 Stimmen (bei 1 respektive 2 Enthaltungen)
entschied der Nationalrat diesbezüglich auf Festhalten. Diskussionslos bestätigte er
auch die Möglichkeit, EL-Beiträge für Bewohnerinnen und Bewohner von Heimen und
Spitälern direkt den Leistungserbringenden auszubezahlen. 

Am 7. März fand die Einigungskonferenz statt. Diese folgte bezüglich der
Vermögensschwelle dem Nationalrat, entschied aber, die von den Bezügerinnen und
Bezügern selbst bewohnten Liegenschaften bei der Vermögensschwelle nicht zu
berücksichtigen. Entsprechend konnte sie auch auf die Schaffung einer Möglichkeit für
gesicherte Darlehen verzichten. Des Weiteren beinhaltete der Vorschlag der
Einigungskonferenz die vom Nationalrat geforderte Bestimmung zur Auszahlung der
Tagestaxen in Heimen und Spitälern an die Leistungserbringenden. Bei den
anrechenbaren Einnahmen setzte sich der Ständerat durch. Der Nationalrat hatte hier
darauf bestanden, die im Rahmen der Neuordnung der Pflegefinanzierung erfolgte
Erhöhung der Vermögensfreibeträge rückgängig zu machen. Auch bei den
Rückerstattungen der erhaltenen Leistungen durch allfällige Erbinnen und Erben
übernahm die Konferenz die Version des Ständerats, der dem Nationalrat hier jedoch
zuvor bereits entgegengekommen war: Zukünftig liegt der Freibetrag bei CHF 40'000.
Hätte die Version des Bundesrates im Jahr 2030 EL-Ausgaben in der Höhe von CHF
6.67 Mrd. mit sich gebracht, wurden diese durch die Änderungen des Parlaments um
CHF 152 Mio. auf CHF 6.52 Mrd. reduziert. Die Einigungskonferenz segnete ihren
Vorschlag mit 22 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen ab und auch in den Räten fand er
weitgehend Anklang: Mit 39 zu 1 Stimme bei 4 Enthaltungen respektive 142 zu 0
Stimmen bei 54 Enthaltungen sprachen sich sowohl Stände- als auch Nationalrat für die
Reform der Ergänzungsleistungen aus. Einzig Werner Hösli (svp, GL) als einziger Nein-
Stimmender sowie die SP- und die Grünen-Fraktion zeigten sich nicht überzeugt von
der Reform. Letztere enthielten sich in den Schlussabstimmungen – im Nationalrat
vollständig, im Ständerat teilweise – ihrer Stimmen. 1
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1) AB NR, 2019, S. 416 f.; AB NR, 2019, S. 617; AB NR, 2019, S. 64 ff.; AB SR, 2019, S. 177 ff.; AB SR, 2019, S. 238
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